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Menschenrechtliche Folgen des  
Klimawandels in Deutschland
Der Klimawandel und seine Auswirkungen 
sind eine der größten globalen Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts. Aufgrund der 
Erderwärmung nehmen meteorologische  
Phänomene wie Starkregen, Stürme oder  
Hitzewellen an Häufigkeit und Intensität zu. 
Diese Veränderungen wirken sich auch auf die 
Grund- und Menschenrechte in Deutschland 
aus. Daraus folgt eine menschenrechtliche 
Handlungspflicht für den deutschen Staat.
Das Klima unterliegt seit jeher natürlichen  
Schwankungen, doch auch der Mensch beein­
flusst es, vor allem durch seinen hohen Ausstoß 
an Treibhausgasen.1 Die Folgen dieses menschen­
gemachten Klimawandels sind bereits spürbar: 
Rekordtemperaturen treten häufiger auf, Wald­
brände mehren sich ebenso wie Jahrhundert ­
fluten. Die ansteigenden Temperaturen belasten 
die menschliche Gesundheit, Dürren vermindern 
Ernteerträge, Sturmfluten und Hochwasser gefähr­
den das Leben von Menschen und vernichten  
ihr Eigentum. Um seiner menschenrechtlichen 
Schutzpflicht nachzukommen, muss der Staat  
angemessenen Maßnahmen treffen, um die Aus­
wirkungen des Klimawandels auf die Menschen­
rechte zu verhindern oder zu mildern.2
Was hat der Klimawandel mit den 
Menschenrechten zu tun?
Bereits 2010 erkannten die Vertragsstaaten der 
Klimarahmenkonvention (United Nations Frame­
work Convention on Climate Change, UNFCCC) 
an, dass der Klimawandel einen direkten wie auch 
indirekten Einfluss auf die Wahrnehmung der Men­
schenrechte hat.3 Auch der Sonderbericht (2018) 
des aus Fachexpert_innen bestehenden Weltklima­
rates (Intergovernmental Panel on Climate Change, 
IPCC) hob 2018 erstmalig die menschenrecht­
lichen Auswirkungen des Klimawandels hervor.4 
Ansteigende Temperaturen und vermehrte Hitze­
tage, Dürren und Stürme sind einige der Auswir­
kungen des Klimawandels, die auch Deutschland 
bereits treffen. Diese klimatischen Veränderungen 
beeinträchtigen eine Vielzahl menschlicher Lebens­
bereiche sowie die Verwirklichung von Menschen­
rechten. Infolgedessen kann unter anderem das 
Recht auf einen angemessenen Lebensstan-
dard, einschließlich ausreichender Ernährung 
und Unterbringung (UN­Sozialpakt, Art. 11), das 
Recht auf das erreichbare Höchstmaß an körper-
licher und geistiger Gesundheit (UN­Sozialpakt, 
Art. 12), das Recht auf Zugang zu sauberem 
Trinkwasser und Sanitäranlagen (UN­Resolution 
64/292, Ziff. 1) beeinträchtigt werden. In extremen 
Fällen ist sogar das Recht auf Leben (UN­Zivil­
pakt, Art. 6) gefährdet. Im Folgenden werden 
diese Risiken am Beispiel der mensch lichen  
Gesundheit verdeutlicht.
Seit Beginn der Wetteraufzeichnung 1881 erhöhte 
sich die Jahresdurchschnittstemperatur bis heute 
um etwa 1,6 °C; elf der 17 wärmsten Jahre  
wurden in den letzten zwei Dekaden aufgezeich­
net. Darunter auch das wärmste Jahr 2018.5 Ein  
Temperaturanstieg führt zum Beispiel dazu, dass 
sich die Blütezeit verlängert, Flora und Fauna sich 
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verändern oder das Fischvorkommen sich ver­
lagert. Die Allergiesaison wird länger, das  
Einkommen aus Fischerei und Tourismus wird  
bedroht. Höhere Temperaturen begünstigen  
Erkrankungen des Herz­Kreislauf­Systems sowie 
die Verbrei tung von Krankheiten durch invasive 
Insekten, was zu einer Beeinträchtigung der  
Ökosysteme führen kann.6
Auch wird ein Anstieg der heißen Tage im Jahr 
(mindestens 30°C) von drei auf neun, eine Ab­
nahme der Eistage im Jahr (Höchsttemperatur  
unter 0 °C) von 28 auf 19 sowie eine Zunahme an 
intensiveren Hitzeperioden seit 1951 verzeichnet.7 
Extremwetterereignisse wie Stürme, Sturmfluten 
und Hitzeperioden nehmen in ihrer Häufigkeit sowie 
Intensität zu und führen zu Schäden an Wohnungen 
und Häusern, landwirtschaftlich genutzter Fläche, 
aber auch an der Infrastruktur wie Straßen und 
Dämmen. (Unfreiwillige) Umsiedlungen könnten 
eine Folge sein. Extremwetterlagen können zu  
verstärkten Krankheitssymptomen, Verletzungen 
oder zum Tod führen.8 Extremtemperaturen bean­
spruchen das menschliche Herz­Kreislauf­System 
stark, was zu Regulationsstörungen, von Kreislauf­
problemen über Hitzekrämpfe bis hin zum Hitze­
schlag, führen kann. In Deutschland starben 2015 
rund 6100,9 2018 schätzungsweise bereits 20 200 
Menschen,10 einen hitzebedingten Tod. 
Länger anhaltende Hitzeperioden haben auch Ernte­
einbußen in Deutschland zur Folge und berühren 
somit den Zugang zu Nahrung. Dies könnte 
zukünf tig häufiger und extremer auftreten, zu einem 
Preisanstieg von bestimmen Lebensmittel führen 
und soziale Ungleichheiten zwischen arm und reich 
verschärfen. Kurzfristig gefährdet der Klimawandel 
bereits jetzt die Existenz von Landwirt_innen, lang­
fristig die gesamte Lebensmittelversorgung.11  
Extremwetterereignisse können sich aber auch 
nachteilig auf die bestehenden Umweltbedingungen 
auswirken und beeinflussen die Qualität, aber 
auch das Vorkommen von Trinkwasser.12  
Sekundäre Folgen extremer Wetterereignisse  
können Stress, Angstzustände oder Depressionen 
sein, wenn Menschen – zum Beispiel durch die 
Zerstörung ihrer Lebensgrundlage oder den  
Verlust von Angehörigen – zu Schaden kommen.13
Durch die milderen Winter und steigenden Tempe­
raturen beginnt die Blütezeit kontinuierlich früher 
und kann zu einer verlängerten Allergie saison 
führen. Beispielsweise blühte im Jahr 2016 die 
Hasel in Thüringen bereits im Januar statt zu  
ihrer gewöhnlichen Blütezeit zwischen Anfang  
Februar und März. Ähnliches gilt für die Birke. 
Dadurch haben die rund 18 Millionen Menschen  
in Deutschland, die unter Asthma oder Allergien 
leiden, länger mit Symptomen zu kämpfen.14  
Zusätzlich kann es vermehrt zu allergischen  
Reaktionen auf zuvor eher selten vorkommende 
eingewanderte Pflanzenarten kommen, die sich 
aufgrund der wärmer werdenden Temperaturen 
in Deutschland ausbreiten, wie etwa das Beifuß­
blättrige Traubenkraut.15
Dauerhaft steigende Temperaturen und Trocken­
heit begünstigen die Verbreitung von Krank-
heitsüberträgern wie Stechmücken, Zecken, 
Wanzen und Nagetieren. Sie überleben die milder 
werdenden Wintermonate zahlreicher, finden mehr 
Nahrung vor und erschließen sich neue Lebens­
räume. Auch wenn der Zusammenhang zwischen 
dem Klimawandel und der Ausbreitung von Krank­
heitserregern noch nicht eindeutig belegt ist, so 
deuten doch Einzelfalluntersuchungen bereits  
darauf hin: Mit der zum Beispiel erhöhten Zecken­
population und ihrer Verbreitung steigt auch  
das Risiko, sich mit den von ihnen übertragenen  
Erkrankungen, wie etwa Borreliose und Frühsom­
mer­Meningoenzephalitis, zu infizieren.16 Auch die 
Haltbarkeit von Lebensmitteln wird durch wärmere 
Temperaturen negativ beeinflusst, wodurch sich 
Infektionen beispielsweise durch Salmonellen 
mehren können.17
Durch den Klimawandel verändert sich die von 
der UV-Strahlung ausgehende Belastung auf 
den Menschen. Polare Luft mit geringem Ozon­
gehalt kann im Frühjahr bis nach Mitteleuropa 
driften und zu „Miniozonlöchern“ (sogenannten 
Niedrigozonereignissen) führen. Diese haben 
eine stärkere UV­Strahlung zur Folge, die sich 
nachteilig auf die menschliche Gesundheit aus­
wirken kann.18
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Die menschenrechtliche Schutzpflicht 
des Staats
Menschenrechte sind universell, unveräußerlich, 
unteilbar, voneinander abhängig und miteinander 
verbunden. Der Staat hat die völkerrechtliche 
Pflicht, die Menschenrechte zu achten, zu fördern, 
zu schützen und zu gewährleisten.
Das Recht auf das erreichbare Höchstmaß an 
körperlicher und geistiger Gesundheit ist in 
verschiedenen internationalen Menschenrechts­
abkommen verankert, grundlegend in Artikel 12 
des UN­Sozialpakts. Der Staat muss wirksame 
Schritte einleiten, dieses Recht zu gewährleisten, 
vor Eingriffen Dritter zu schützen und progressiv 
zu verwirklichen. Hierfür muss er auch die der  
Gesundheit zugrunde liegenden Determinanten 
wie Arbeits­ und Umweltbedingungen beachten.19 
Davon abgeleitet ist es die Pflicht des Staates,  
gezielte und effektive Maßnahmen zu ergreifen, 
um den Klimawandel selbst aufzuhalten und dessen 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit  
zumindest abzumildern. 
Das Risiko unumkehrbarer negativer Folgen für 
Mensch und Natur steigt mit zunehmender globa­
ler Erderwärmung.20 Die Entwicklung und das  
Ausmaß des Klimawandels können nicht exakt  
vorhergesagt werden, da diese auf Modellberech­
nungen beruhen, die von der Menge der zukünfti­
gen Treibhausgasemissionen und den natürlichen 
Klimareaktionen abhängig sind.21 Diese Unsicher­
heit entbindet den Staat jedoch nicht von seiner 
Pflicht, zu reagieren und angemessene Maßnah­
men zu treffen, die den Klimawandel stoppen oder 
zumindest seinen Ablauf abmildern, und diese in 
regelmäßigen Abständen auf ihre Wirksamkeit zu 
überprüfen und bei Bedarf nachzubessern.22 Das 
Vorsorgeprinzip ist einer der drei Leitgedanken in 
der internationalen, europäischen und deutschen 
Umweltpolitik. Mit dem 1994 geschaffenen Artikel 
20a hat Deutschland es als Staatsziel im Grund­
gesetz verankert. Diesem Prinzip zufolge soll der 
Staat vorsorglich – also vorausschauend und früh­
zeitig – handeln, um potenzielle Beeinträchtigun­
gen der Menschen(rechte) zu verhindern oder zu  
minimieren. Damit soll gewährleistet werden,  
dass eine Regierung auch bei unvollständigen oder 
ungewissen Erkenntnissen politisch handlungs­
fähig bleibt, um „besorgniserregende Ereignisse“ 
zu vermeiden. Im Kontext des Klimawandels ist 
diese Risikovorsorge somit besonders relevant. 
Deutschland hat 2008 seine Anpassungsstrategie 
an den Klimawandel und 2011 den dazugehörigen 
Aktionsplan vorgelegt.23 Darin bekräftigt die  
Regierung, dass sie die Klimaentwicklungen trotz 
Unsicherheiten in der Vorhersage in ihrer zukünfti­
gen Planung berücksichtigen werde, und erklärt 
die Reduzierung von Treibhausgas­Emissionen  
als „zentrale Voraussetzung“, um die globale Erd­
erwärmung möglichst gering zu halten.24 Im Zuge 
der Fortschrittsberichte zur Deutschen Anpas­
sungsstrategie von 2015 und 2020 wurden zwei 
weitere Aktionspläne (II und III) mit aktualisierten 
Maßnahmen zur Umsetzung der Anpassungs­
strategie beschlossen.25
Die vom Menschen verursachten CO2­Emissionen 
tragen nachweislich und maßgeblich zum Klima­
wandel bei und gefährden auch selbst die mensch­
liche Gesundheit. Damit Deutschland seiner  
menschenrechtlichen Schutzpflicht nachkommt, 
muss es gemäß Artikel 2 (1) des UN­Sozialpakts 
unter Ausschöpfung maximal verfügbarer Ressour­
cen wirksame Maßnahmen zur Verringerung seiner 
Emissionen ergreifen.26 Deutschland hat seine für 
2020 gesteckten Ziele, die nationalen Treibhaus­
gase um 40 Prozent (im Vergleich zu 1990) zu  
reduzieren, zwar um 2,3 Prozent knapp übertroffen, 
jedoch wird dieses Resultat vorrangig der Covid­
19­Pandemie und der damit zusammenhängenden 
Stilllegung von Wirtschaft und öffentlichem Leben 
zugeschrieben; im Gebäudesektor beispielsweise 
wurde das Ziel nicht erreicht.27 Es ist wahrschein­
lich, dass die CO2­Emissionen wieder zunehmen, 
sobald es keine pandemiebedingten Einschränkun­
gen mehr geben wird. 
Staaten haben die Pflicht, die Menschenrechte  
zu schützen und Rechteinhaber_innen haben das 
Recht, die Einhaltung ihrer Rechte einzufordern. 
So reichten mehrere Organisationen und Privat­
personen bereits Klagen gegen die Bundes­
regierung ein, um sie zur Einhaltung ihrer selbst  
auf erlegten Ziele hinsichtlich der CO2­Reduzierung  
zu bewegen und ambitioniertere Maßnahmen  
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einzufordern.28 In seinem Beschluss vom 24. März 
2021 erklärte das Bundesverfassungsgericht Teile 
des 2019 verabschiedeten nationalen Klimaschutz­
gesetzes für verfassungswidrig. Zwar verletze die 
Regierung ihre Schutzpflicht nicht, aber das im  
Klimaschutzgesetz festgelegte Ziel der Emissions­
reduzierung von 55 Prozent bis 2030 führe dazu, 
dass hohe und immer dringlichere Minderungs­
lasten insbesondere auf die Zeit nach 2030 fielen, 
um die globale Erwärmung auf deutlich unter  
2 Grad und möglichst unter 1,5 Grad zu halten. 
Dadurch werde die notwendige Reduzierung bis 
zum Erreichen der Klimaneutralität zu Lasten  
jüngerer Generationen auf die Zeit nach 2030  
verschoben, die damit in ihren Freiheitsrechten 
verletzt würden. Die genannten Maßnahmen ab 
2031 reichten zudem nicht aus, um rechtzeitig 
die Klimaneutralität zu erreichen.29 Die Regierung 
wurde aufgefordert, ihr Klimaschutzgesetz bis 
Ende 2022 nachzuschärfen und konkrete geeig­
nete Maßnahmen für die Zeit nach 2030 festzu­
legen. Bereits am 24. Juni 2021 hat der Bundestag 
die Änderung des Klimaschutzgesetzes verab­
schiedet. Dieses sieht nun eine CO2­Reduzierung 
von 65 Prozent bis 2030 und 88 Prozent bis 2040 
vor. 2045, also fünf Jahre früher als bislang, soll 
die Treibhausgasneutralität erreicht werden.30
Ausblick
Die Bundesregierung hat sich dazu bekannt, vor­
sorglich gegen den Klimawandel vorzugehen, und 
das ist auch notwendig: Alle verfügbaren Modell­
berechnungen des IPCC gehen davon aus, dass 
die globale Oberflächentemperatur weiter anstei­
gen wird. Offen ist lediglich, auf welcher Höhe sie 
sich bis zum Jahr 2100 einpendelt; die Szenarien 
bewegen sich zwischen 1,4 und 5,8 Grad. Der Son­
derbericht des IPCC (2019) prognostiziert, dass die 
Oberflächentemperatur deutlich unter 2 Grad liegen 
muss, um verheerende Folgen für Mensch und  
Natur abzumildern.31 Wissenschaft lichen Berech­
nungen zufolge würde sich die Anzahl von heißen 
Tagen (mehr als 30°C) bis 2100 verdrei fachen,  
mit entsprechenden gravierenden Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit, Ernteer träge,  
Lebensmittel­ und Trinkwasserversorgung. 32 
Ambitionierte und umfangreiche Maßnahmen der 
nationalen und internationalen Klimapolitik sind 
nachweislich notwendig, um die globale Erwär­
mung unter 2 Grad, möglichst sogar unter 1,5 
Grad zu halten. Aus Menschenrechtssicht sollte 
Deutschland seine Emissionen im Einklang mit 
diesen Zielen reduzieren, da Deutschland bei 
gleichbleibender Aktivität bis 2100 Richtung 
4 Grad steuert.33 
Zuletzt hat auch das Bundesverfassungsgericht 
entschieden, dass die Grundrechte vor einer  
einseitigen Ver lagerung der Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen in die Zukunft aufgrund 
der mit der Reduzierung verbundenen erhebli­
chen Grundrechtsbeeinträchtigungen schützen; 
das Gesetz müsse dem Risiko solcher Beein­
trächtigen durch Präventions­ und Minderungs­
maßnahmen, die einen „freiheitsschonenden  
Übergang in die Klimaneutralität“ gewährleisten 
können, entgegenwirken, um den verfassungs­
mäßigen Vor gaben zu entsprechen. Hieran fehle  
es jedoch dem insoweit ver fassungswidrigen  
Gesetz.34 Ob die Novellierung des Klimaschutz­
gesetzes vom Juni 2021 dafür ausreicht, ist  
bisher offen.
Damit Deutschland seiner menschenrechtlichen 
Schutzpflicht angemessen und besser nach­
kommt, muss es mehr und adäquate Präventions­ 
und Minderungsmaßnahmen gegen den Klima­
wandel ergreifen. Dafür muss systematisch 
erhoben werden, welche Effekte der Klimawandel  
auf welche Gruppen in Deutschland haben wird. 
Diese Daten sollten dem Bundestag regelmäßig  
zur Verfügung gestellt werden, um ihn über  
Umfang und Qualität der Anpassungsmaßnah­
men zu informieren und so die Debatte zu prä­
zisieren und auf eine solide Datengrundlage zu 
stellen. Diese Daten können auch für die Bericht­
erstattung nach dem Pariser Klimaabkommen  
genutzt werden. So kann der Einstieg in ein Klima­
schutzregime gelingen, in dem alle Staaten sys­
tematisch über die Auswirkungen des Klima­
wandels auf betroffene Personen und Gruppen 
berichten sowie darüber, mit welchen Mitteln  
sie versuchen, negativen Auswirkungen und  
Risiken zu begegnen. 
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